
 

Betrauung 
 

der Betreuung DaDi gGmbH 
– nachfolgend Betreuung gGmbH – 

durch den 
Landkreis Darmstadt-Dieburg 

– nachfolgend Landkreis genannt – 
 

zur Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse. 
 
 

Präambel 
 
Die Betreuung gGmbH, eine 100% Eigengesellschaft des Landkreises, ist für die Förderung der Erzie-
hung sowie der Jugendhilfe durch Schaffung und Unterstützung von Angeboten zur Förderung von 
Kindern in Betreuungseinrichtungen des Landkreises Darmstadt-Dieburg zuständig.  
Die Leistungen beinhalten die Administration der Angebote im Rahmen ganztägig arbeitender 
Schulen, vor allem im Programm „Pakt für den Ganztag“ (vor dem 07. Dezember 2022 sog. „ Pakt 
für den Nachmittag “) des Landes Hessen sowie die Schaffung von eigenen Bildungs- und Betreu-
ungsangeboten an den Schulen im Landkreis Darmstadt-Dieburg. Auf der Grundlage des Subsidia-
ritätsprinzips fördert, unterstützt und begleitet sie insbesondere auch die Arbeit der freien Träger. 
Vor diesem Hintergrund betraut der Landkreis hiermit die Betreuung gGmbH mit der Erbringung 
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse („DAWI“) und legt die Bedingun-
gen für die Gewährung von Ausgleichszahlungen für die DAWI fest.  
Rechtsgrundlage der Betrauung ist der Beschluss 2012/21/EU der Kommission vom 20.12.2011 über 
die Anwendung von Artikel 106 Abs. 2 AEUV auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistun-
gen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allge-
meinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind („DAWI-Freistellungsbeschluss“, ABl. 2012 Nr. L 
7/3). 

§ 1  Betrauung der Betreuung gGmbH 
(1) Die Betreuung gGmbH wird mit der Erbringung von folgenden Dienstleistungen von all-

gemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut: 
- Durchführung der ganztägigen Angebote im Pakt für den Ganztag nach § 15 Abs. 4 

Satz 2 des Hessischen Schulgesetzes (HSchG) in der zum Zeitpunkt der Betrauung gül-
tigen Form, in Verbindung mit der Richtlinie für ganztägig arbeitende Schulen in Hes-
sen in der zum Zeitpunkt der Betrauung gültigen Form nach § 15 HSchG einschließlich 
des Qualitätsrahmens für die Profile ganztägig arbeitender Schulen (Erlass vom 13. 
April 2018, ABl. S. 349) sowie die Kooperationsvereinbarung vom 07.07.2015 zwischen 



 

dem Land Hessen und dem Schulträger über ganztägige Angebote im Pakt für den 
Nachmittag. 

- Operative Durchführung des Pakts für den Ganztag durch Übernahme von Ganztags-
angeboten in eigener Trägerschaft. 

- Stellung und Verwaltung des pädagogischen Personals sowie Administration der Be-
treuungsverträge für die Betreuungsangebote in eigener Trägerschaft. 

- Beauftragung externer Träger der freien Jugendhilfe zur Umsetzung des Pakts für den 
Ganztag. 

- Verwaltung der finanziellen Mittel, bestehend aus Landes- und Landkreismitteln, kom-
munalen Zuwendungen und Elternbeiträgen sowie deren Weiterleitung an die zustän-
digen Träger. 

- Überprüfung der rechtmäßigen und zweckgebundenen Verausgabung der den exter-
nen Trägern bereitgestellten Mittel. 

(2) Der Landkreis wird als Alleingesellschafter der Betreuung gGmbH die Geschäftsführung 
der Betreuung gGmbH anweisen, die Verpflichtungen aus diesem Betrauungsakt umzu-
setzen. 

§ 2 Dauer der Betrauung 
Die Betrauung beginnt zum 01.01.2024. Der Zeitraum der Betrauung beträgt 10 Jahre. 

§ 3 Keine ausschließlichen oder besonderen Rechte 
Der Betreuung gGmbH werden keine ausschließlichen oder besonderen Rechte gewährt. 

§ 4 Ausgleichsmechanismus 
(1) Der Landkreis kann der Betreuung gGmbH nach Maßgabe der nachstehenden Bestim-

mungen Ausgleichsleistungen zur Finanzierung der Nettokosten der Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse gewähren. 

(2) Parameter für die Ausgleichsleistung: 
Die Höhe der Ausgleichsleistungen darf unter Berücksichtigung eines angemessenen Ge-
winns nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um die durch die Erfüllung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen verursachten Nettokosten abzudecken. Die Net-
tokosten sind die Differenz zwischen allen Aufwendungen und Erträgen, die in der Tren-
nungsrechnung (vgl. § 5) dieser Betrauung zuzuordnen sind. Maßgeblich sind jeweils die 
tatsächlichen Jahresergebnisse. Hinzuzurechnen ist ein angemessener Gewinn, der auf 
der Grundlage von Art. 5 Abs. 7 Satz 3 des Beschlusses 2012/21/EU der Kommission in 
Höhe von 1,95% festgelegt wird. 

(3) Die Begriffe „Kosten“ und „Einnahmen“ sind übergreifend im Sinne des Beschlusses 
2012/21/EU zu verstehen. Kosten und Einnahmen sind in Übereinstimmung mit den gel-
tenden Rechnungslegungsvorschriften zu berechnen. Die Berechnung erfolgt daher zu-
nächst auf der Grundlage der handelsrechtlichen Werte. Im Einzelfall kann aber aus bei-
hilfenrechtlichen Gründen eine Abweichung gerechtfertigt sein. Diese ist in der Abrech-
nung nach Maßgabe dieser Anlage transparent auszuweisen und zu begründen. Soweit 
in diesem Betrauungsakt von „Aufwendungen“ und „Erträgen“ gesprochen wird, handelt 
es sich ebenfalls um „Kosten“ und „Einnahmen“ im Sinne des Beschlusses 2012/21/EU. 



 

Diese Begriffe verdeutlichen in der Regel, dass diese Positionen unmittelbar aus dem Jah-
resabschluss zu entnehmen sind. 

§ 5 Trennungsrechnung, Überkompensationskontrolle 
(1) Die Betreuung gGmbH hält jeweils eine Trennungsrechnung in Übereinstimmung mit 

Art. 5 Abs. 9 des Beschlusses 2012/21/EU der Kommission vor.   
(2) In der Trennungsrechnung der Betreuung gGmbH sind die nicht von der Betrauung er-

fassten Tätigkeiten der Betreuung gGmbH von den Tätigkeiten abzugrenzen, die Gegen-
stand dieser Betrauung sind.  

(3) Die Betreuung gGmbH übermittelt dem Landkreis zusammen mit dem festgestellten bzw. 
beschlossenen Jahresabschluss die Trennungsrechnungen (Ist) und eine Berechnung der 
Nettokosten (§ 4 Abs. 2) sowie eine Aufstellung aller empfangenen Ausgleichsleistungen. 
Darin sind sämtliche transparenten oder verdeckten Beihilfen als Ausgleichsleistungen zu 
erfassen; hierzu gehören insbesondere  
- Übernahme von Jahresfehlbeträgen; 
- Kapitalzuführungen; 
- Bürgschaften und Zinsvergünstigungen; 
- Fördermittel. 

(4) Ergibt sich eine Überkompensation, so ist eine Übertragung auf das folgende Wirt-
schaftsjahr nur in Höhe von 10% der maximal zulässigen Ausgleichsleistungen möglich.  

(5) Andernfalls erfolgt eine Rückzahlung. Der Landkreis fordert insoweit zur Rückzahlung von 
überkompensierenden Zahlungen auf.  

(6) Die Überkompensationskontrolle erfolgt erstmals mit dem Abschluss 2024, sodann alle 3 
Jahre beginnend mit dem Abschluss 2027 sowie am Ende des Betrauungszeitraumes. 

(7) Der Landkreis wird das eigene Revisionsamt beauftragen, die zweckentsprechende Ver-
wendung der Mittel zu prüfen. Um sicher zu stellen, dass keine Überkompensierung für 
die Übernahme der Aufgaben nach § 1 entstehen, legt die Betreuung gGmbH jährlich 
nach Ablauf des Geschäftsjahres dem Landkreis die erforderlichen Unterlagen vor. Ferner 
legt die Betreuung gGmbH dem zuständigen Wirtschaftsprüfer diese Trennungsrechnung 
im Rahmen der Jahresabschlussprüfung zur Prüfung vor. 

§ 6 Aufbewahrung 
Die Unterlagen, die im Zusammenhang mit der Betrauung stehen, sind für einen Zeit-
raum von zehn Jahren nach dem Ende der Betrauung aufzubewahren. 
 
 

Darmstadt, den XX.XX.2023 



 

Landkreis Darmstadt-Dieburg 
 
_____________________ 
Klaus Peter Schellhaas 
Landrat 
 
_____________________ 
Lutz Köhler 
Erster Kreisbeigeordneter 

Betreuung DaDi gGmbH 
 
___________________ 
Nadja Zoch  
Geschäftsführerin  

 


